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Kurzstellungnahme  
zu den „6 Punkten für einen Stopp des Brückenbaus an der Wiese“ 
 
 
1. Staatsvertrag von Lugano  
 
Die Vereinbarung zwischen dem Vorsteher des Eidgenössischen Verkehrs- und Ener-
giewirtschaftsdepartements und dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Zulaufes zur neuen Eisenbahn-
Alpentransversale (NEAT) in der Schweiz vom 6. September 1996 (Staatsvertrag von 
Lugano) beinhaltet im wesentlichen eine Absichtserklärung der beiden Staaten bezüg-
lich der Erhöhung der Leistungsfähigkeit der NEAT. Die Botschaft des Bundesrates 
vom 26. Juni 1996 zu diesem Staatsvertrag führt auf Seite 407 dazu wörtlich aus: „Die 
Vereinbarung verfolgt nicht das Ziel, die zukünftig notwendigen Massnahmen in Form 
von definitiven Bauprojekten zu fixieren. Vielmehr geht es darum, im Sinne einer ge-
meinsamen Planungsrichtlinie die nationalen Planungen im grenzüberschreitenden 
Raum aufeinander abzustimmen und verbindlich festzulegen.“ Dies betrifft insbeson-
dere die in Art. 2 genannte Erhöhung der Leistungsfähigkeit der vorhandenen deut-
schen Strecken. 
 
Entgegen den Ausführungen der Gegner der Zollfreien Strasse hat Deutschland bisher 
noch keineswegs erklärt, dass es sich nicht an die Planungsrichtlinien halten will. Der 
Regierungspräsident von Freiburg i.Br., Sven Von Ungern-Sternberg, äusserte sich 
zwar dahingehend, dass Deutschland den Staatsvertrag mit der Schweiz nicht erfüllen 
könne. Er konnte dabei aber nicht für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
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als Vertragspartner sprechen. Zudem sagte er, dass Deutschland den Vertrag nicht er-
füllen könne, und nicht, dass Deutschland den Vertrag nicht erfüllen wolle. Dass 
Deutschland grundsätzlich am Staatsvertrag festhalten will, zeigt zudem der Umstand, 
dass nun mit dem Bau des Katzenbergtunnels als dem ersten bautechnisch konkreten 
Schritt zur Realisierung der neuen Rheintalbahn als Zulauf zur Schweizer NEAT be-
gonnen worden ist.  

 
Schliesslich gilt es darauf hinzuweisen, dass von der deutschen Seite nicht die 
Einhaltung der (weniger verbindlichen) Verpflichtungen des Staatsvertrags von 
Lugano, der auch für Basel-Stadt von Interesse ist, eingefordert werden kann, wenn 
andererseits die Schweiz ihren Verpflichtungen bei der Zollfreien Strasse nicht 
nachkommt. Es wäre letztlich gerade für unsere Grenzregion verhängnisvoll, wenn 
völkerrechtliche Vereinbarungen nach Belieben interpretiert und umgesetzt würden. 
Dazu darf der Kanton Basel-Stadt keinen Vorschub leisten. 

 
 

2. Intervention des Kantonsgeologen vom 14. August 2004 
 
Die vom Kantonsgeologen  vorgebrachten Bedenken sind seit langer Zeit bekannt und 
werden von der Bauherrschaft im Rahmen der Bauausführung berücksichtigt. Die im 
Zusammenhang mit der speziellen Geologie am Riehener Schlipf im Verlaufe der 
letzten 24 Jahre durchgeführten Abklärungen, erstellten Berichte und Gutachten 
werden in der beiliegenden Beantwortung vom 1. September 2004 der Interpellation 
Nr. 52 Beat Jans betreffend Erdrutschgefahr an der geplanten Zollfreien Strasse 
einlässlich dokumentiert. 

 
 

3. Verlängerung Rodungsbewilligung und beim Verwaltungsgericht hängiger 
Rekurs vom 30. August 2004 

 
Am 4. April 1995 erteilte der Regierungsrat für den Bau der Zollfreien Strasse eine 
Rodungsbewilligung. Mit Urteil vom 27. Juni 1996 bestätigte das Schweizerische Bun-
desgericht diese Bewilligung. Mit Regierungsratsbeschluss vom 29. Mai 2001 wurde 
das am 26. Januar 2001 vom Regierungspräsidium Freiburg eingereichte Gesuch um 
unbegrenzte Verlängerung der Rodungsbewilligung insofern gutgeheissen, als die 
Frist bis zum 30. Juni 2006 verlängert wurde. Mit Eingabe vom 24. Juni 2004 erhob 
der Rechtsvertreter der Gegner der Zollfreien Strasse beim Verwaltungsgericht vor-
sorglich Rekurs gegen diese Verlängerung der Rodungsbewilligung. Am 27. August 
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2004 erfolgte die Rekursbegründung mit dem Antrag auf Gewährung der aufschieben-
den Wirkung des Rekurses. Das Verwaltungsgericht hat diesen Antrag mit Verfügung 
vom 3. September 2004 abgewiesen. Die Aussichten des Rekurses auf Erfolg seien 
sowohl aus formalen Gründen (Eintreten) als auch aus materiellen Gründen mit so 
grossen Risiken behaftet, dass die Erteilung der aufschiebenden Wirkung nicht ge-
rechtfertigt werden könne. Es verweist dabei insbesondere auf das Bundesgerichtsur-
teil vom 27. Juni 1996, wonach nach Abschluss des Staatsvertrages bei der Erteilung 
der Rodungsbewilligung kein Spielraum mehr bestehe. 
 
 
 
4. Dringende Eingabe in Sachen Fällstopp an das Bauinspektorat am 30. August 

2004 (§ 2 Technische Vereinbarung) 
 
Zur dringenden Eingabe an das Bauinspektorat gilt es festzuhalten, dass gemäss § 28 
Abs. 1 lit. a der Bau- und Planungsverordnung Bauten und Anlagen, für die nach Bun-
desrecht kein kantonales Bewilligungsverfahren erforderlich ist, keiner Baubewilligung 
bedürfen. In seinem Urteil vom 27. Juni 1996 hat das Bundesgericht festgestellt, dass 
der Staatsvertrag zur Zollfreien Strasse nicht nur kantonalem, sondern auch Bundes-
recht vorgehe. Das Völkerrecht hat grundsätzlich Vorrang. Demgemäss bedarf die 
Zollfreie Strasse keiner Baubewilligung, da sich ihre Grundlage direkt im Staatsvertrag 
findet und nicht durch ein bundesrechtliches Bewilligungsverfahren verhindert werden 
könnte. Das Bauinspektorat ist deshalb auf die Einsprache nicht eingetreten. 
 
Dementsprechend sind die rechtlichen Ausführungen des Gutachtens, auf das sich die 
Einsprache bezieht, für das Verfahren irrelevant. Dennoch sei zu diesen Ausführungen 
kurz Folgendes angemerkt: Das Gutachten von Dr. Andreas Brunner, Richter am Kan-
tonsgericht Basel-Landschaft, vom 30. August 2004 macht zusammengefasst geltend, 
dass die Technische Vereinbarung als Teil des Staatsvertrags zur Zollfreien Strasse 
zu gelten habe und wie dieser Aussenwirkung entfalte. § 2 der technischen Vereinba-
rung sei zudem direkt anwendbar und könne damit von Privaten angerufen werden. 
Mit der Bestimmung solle ein übereilter Baubeginn verhindert werden. Mit den Bauar-
beiten dürfe nicht begonnen werden, bevor feststehe, dass diese überhaupt und dann 
auch speditiv durchgeführt werden können. Die Bestimmung sei auch im Interesse der 
betroffenen Grundeigentümer erlassen worden, denen unvollendete Bauten oder ab-
geholzte Wälder im Umfeld ihres noch nicht entzogenen Grundeigentums nicht zuzu-
muten sind.  
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Grundsätzlich ist zu bemerken, dass, wenn man der Argumentation des Kurzgutach-
tens folgen würde, jede Vereinbarung zwischen zwei Staaten, in welcher diese rechts-
geschäftliche Abmachungen treffen, Drittwirkung im behaupteten Sinne entfalten wür-
de. Denn sobald eine solche rechtsgeschäftliche Vereinbarung ein nach Aussen wirk-
sames Resultat - sei dies eine Veränderung in der Landschaft, die Erstellung eines 
Bauwerkes o.ä. - zeitigen soll, entfaltet sie unvermeidbar eine solche Drittwirkung. 
Demzufolge könnten die Parteien auch in gegenseitigem Einvernehmen die Vereinba-
rung nicht mehr ändern. Dem ist es aber nicht so. 

 
Ein Staatsvertrag ist nach seiner gewöhnlichen Bedeutung, d.h. dem Wortlaut des 
Vertrages, und im Lichte seines Zieles und Zweckes auszulegen. Für die Frage der di-
rekten Anwendbarkeit muss zudem immer die historische Auslegung zur Anwendung 
kommen. Das Kurzgutachten gewichtet Sinn und Zweck der ganzen Technischen Ver-
einbarung zu wenig. Statt dessen pflückt es eine isolierte Bestimmung heraus und ver-
leiht dieser eine bestimmte Interpretation. Wille der Parteien war es, die gegenseitigen 
Verpflichtungen beim Vollzug des Staatsvertrages über die Zollfreie Strasse in techni-
schen Belangen - eben als „Technische Vereinbarung“ - zu regeln. Es war nicht Wille 
der Parteien, damit das Verhältnis zwischen Staat und Einzelpersonen zu regeln. Ent-
sprechend wollte man allenfalls auch Änderungen vornehmen können. 

 
Inhalt der Technischen Vereinbarung sind Bestimmungen über die genauen Pläne, die 
dem Bau der Strasse zugrunde gelegt werden und welche der Vertragspartner anfer-
tigt bzw. genehmigt. Für die Bauarbeiten inklusive Detailplanung, Ausschreibung etc. 
wird bestimmt, nach welchen rechtlichen Bestimmungen diese erfolgen sollen. Der 
deutsche Vertragspartner wird verpflichtet, den Natur- und Heimatschutz und den Ge-
wässerschutz zu beachten. Hierfür werden Kontrollmechanismen durch den Kanton 
Basel-Stadt vorgesehen. Die gemeinsame Abnahme der Bauarbeiten wird ebenfalls 
geregelt. § 2 der Technischen Vereinbarung ist nun in diesem Kontext zu sehen: Mit 
dieser Bestimmung wird der deutsche Vertragspartner dazu verpflichtet, erst mit den 
Bauarbeiten zu beginnen, nachdem die erforderlichen Rechte erworben sind. Ebenso, 
wie die Schlussbestimmung des Vertrages bestimmt, dass mit den Bauarbeiten frü-
hestens nach der Rechtskraft des Staatsvertrages betreffend die Zollfreie Strasse be-
gonnen werden darf. § 2 will verhindern, dass sich der deutsche Vertragspartner über 
das schweizerische innerstaatliche Verfahren und Recht hinwegsetzt. Die vom Kurz-
gutachten erwähnten weiteren möglichen Folgen dieser Bestimmung sind damit nicht 
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(erstes) Ziel und Zweck der Bestimmung, sondern allenfalls deren indirekte Auswir-
kungen. Diese können aber nicht dazu führen, dass damit die Vertragsbestimmung als 
auf Dritte direkt anwendbar ausgelegt wird.  

 
Da die Rechtsstellung der Gewaltunterworfenen also nicht in direkter Weise beein-
flusst wird, handelt sich eben gerade nicht um einen rechtssetzenden Vertrag, auf den 
sich Dritte berufen können. Verträge, die nur das Verhalten von Staaten im zwischen-
staatlichen Verkehr regeln, können, selbst wenn sie inhaltlich sehr präzise sind, von 
Einzelnen nicht angerufen werden  

 
  
5. Berner Artenschutzabkommen 
 
Der rechtliche Einfluss des Übereinkommens vom 19. September 1979 über die Erhal-
tung der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebens-
räume („Artenschutzabkommen“) ist in den letzten Tagen und Wochen ebenfalls auf 
der Grundlage verschiedener Gutachten diskutiert worden. Der Bund als Vertragsun-
terzeichner vertritt hierzu eine klare Haltung: Auch das Artenschutzabkommen kann 
den Bau der Zollfreien Strasse nicht verhindern! 
 
Die Bestimmungen des Artenschutzabkommens sind nicht direkt anwendbar. Der Sinn 
und Zweck des Artenschutzübereinkommens ist, dass das Landesrecht angepasst 
wird. Der Einzelne/die Einzelne kann somit vor Gericht oder einer rechtsanwendenden 
Behörde nicht die Verletzung einer solchen Bestimmung rügen. Eine Feststellung ei-
ner Verletzung des Artenschutzabkommens durch den zuständigen „Ständigen Aus-
schuss“ in Strasbourg hat zudem keine direkten Konsequenzen, sondern ist lediglich 
deklaratorischer Natur.  
 
Der Bund ging bei der Unterzeichnung davon aus, dass die wesentlichsten Bestim-
mungen des Artenschutzübereinkommens bereits im schweizerischen Recht erfüllt 
sind. Das heisst, dass beim Abschluss des Staatsvertrages das innerstaatliche Recht 
nicht wesentlich anders war, als es sich heute im Artenschutzübereinkommen findet. 
Würde sich die Schweiz nun auf dieses, bereits beim Abschluss des Staatsvertrags 
zur Zollfreien Strasse geltende Recht berufen, um den Staatsvertrag nicht einhalten zu 
müssen, würde sie nach Einschätzung des Bundes gegen den Grundsatz von Treu 
und Glauben verstossen. 
 



Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Seite 6  

 

 
6. Wiese-Initiative 
 
Die am 27. August 2004 eingereichte Wiese-Initiative wird – nach Vorliegen der 
Stimmrechtsbescheinigung des Polizei- und Militärdepartementes – von der Staats-
kanzlei  auf ihr Zustandekommen geprüft. In Anbetracht der hohen Unterschriftenzahl 
ist dies allerdings nicht zu bezweifeln. Der Regierungsrat hat sich deshalb damit aus-
einanderzusetzen, welche rechtlichen Konsequenzen eine allfällige Annahme auf den 
Bau der Zollfreien Strasse hätte. Eine summarische Beurteilung hat klar ergeben, dass 
sie keine rechtlichen Auswirkungen, unabhängig vom Inhalt, hat. Denn wenn der Bund 
einen Staatsvertrag abschliesst, so steht dieser in der Normenhierarchie über dem 
kantonalen Recht. Die Initiative kann lediglich darauf abzielen, kantonales Recht ab-
zuändern. Da der Staatsvertrag aber nach schweizerischem Staatsrecht wie auch 
nach den anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts den innerstaatlichen Erlassen 
vorgeht, bleibt jede Änderung des kantonalen Rechts wirkungslos.  
 
Auch wenn die Auswirkungenen  auf den Bau der Zollfreien Strasse bereits aufgrund 
ihrer fehlenden Durchschlagskraft gegenüber übergeordnetem Recht verneint werden 
muss, ist damit noch nichts gesagt über die rechtliche Gültigkeit der Initiative. Der 
Regierungsrat wird diese sorgfältig prüfen und dem Grossen Rat so bald als möglich 
Bericht erstatten. Nach der heutigen Einschätzung kann davon ausgegangen werden, 
dass der Regierungsrat dem Grossen Rat beantragen wird, die Initiative für rechtlich 
gültig zu erklären. Denn der Grosse Rat darf eine Initiative nicht für ungültig erklären, 
wenn eine Auslegung möglich ist, die mit höherrangigem Recht vereinbar ist. Und dies 
sollte vorliegend der Fall sein. Im Gegensatz zur ersten Fassung, die zunächst bei der 
Staatskanzlei eingereicht worden ist, verlangt die Initiative nicht ausdrücklich, dass 
keine Zollfreie Strasse gebaut wird. Der Initiativtext beinhaltet vielmehr eine generelle 
Aufforderung an die Behörden, unter Einhaltung des Berner Abkommens für den 
Schutz des Naturgebietes entlang der Wiese zu sorgen. Dieser Schutz kann mit oder 
ohne Zollfreie Strasse erfolgen. 
 
Stellungnahme des Bundes als Vertragspartner der Bundesrepublik Deutsch-
land zum Bau der Zollfreien Strasse 
 
Auf Erkundigung des Regierungspräsidenten des Kantons Basel-Stadt, ob aus Sicht 
des Bundes die Voraussetzungen für einen baldigen Baubeginn der Zollfreien Strasse 
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gegeben sind, hat der Vorsteher des UVEK, Bundesrat Moritz Leuenberger, sich mit 
Schreiben vom 26. und 31. August sowie 1. September 2004 geäussert, er gedenke 
nicht, den Gemischten Ausschusses erneut anzurufen, da keine Nova bekannt seien, 
die nicht schon im April vorgelegen hätten. Aus Sicht des Bundes stehe deshalb dem 
von Deutschland verlangten Vollzug des Staatsvertrages nichts mehr im Wege und es 
gäbe keinen Rechtsgrund, der den Kanton Basel-Stadt legitimieren würde, der Ver-
pflichtung, das Gelände für die Zollfreie Strasse bereit zu stellen, nicht nachzukom-
men. Für den  Kanton Basel-Stadt bestehe Handlungspflicht. Zudem hat er einmal 
mehr auf die Schadenersatzpflicht hingewiesen, wenn der Kanton untätig bleibt. 


